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Agrarpolitik

Situation am Jahresanfang
Im Jahr 1985 war es, ausgelöst durch die Vorlage des ,Grünbuchs' der Kommis-
sion, zu einem Wiederaufleben der Reformdiskussion1, nicht jedoch zu entschei-
denden Änderungen in der Agrarpolitik gekommen. Die bisherige Entwicklung
hatte sich fortgesetzt: die Produktion war auf den wichtigsten Märkten stärker
gestiegen als der Verbrauch, die Überschüsse hatten zugenommen. Verglichen
mit den vorangegangenen Jahren war es - bei rückläufiger Nachfrage und zuneh-
mender Konkurrenz unter den Exportländern - schwieriger geworden, die Über-
schüsse auf dem Weltmarkt abzusetzen. Für die EG kam der Verfall des Dollars,
der zunehmend höhere Erstattungen erforderlich machte, erschwerend hinzu.

Diese Entwicklung hatte ein deutliches Ansteigen der Lagerbestände zur Fol-
ge. Am 30. 11. 1985 befanden sich 3,9 Mio. t Backweizen und 13,8 Mio. t Futter-
getreide in den öffentlichen Lägern. Ein Jahr zuvor waren es 4,4 Mio. t Backwei-
zen, aber nur 4,1 Mio. t Futtergetreide gewesen. Bei Butter überstiegen die La-
ge rbestände 1,0 Mio. t, bei Rindfleisch waren sie auf 589 0001 gestiegen, und nur
bei Magermilchpulver war es gelungen, durch großzügige Verbilligungsaktionen
die Bestände auf 514 000 t zu reduzieren. Insgesamt repräsentierten die öffent-
lichen Lagerbestände am 30. 11. 1985 einen Wert von 10,6 Mrd. ECU (23,7
Mrd. DM)2, allerdings wäre bei einem Verkauf nur ein Bruchteil dieses Betrages
zu realisieren gewesen. Zur laufenden Überproduktion war der Überhang weit-
gehend unverkäuflicher öffentlicher Lagerbestände hinzugetreten.

Preisbeschlüsse für das Wirtschaftsjahr 1986/87
Mit ihrem Memorandum zur Reform der Getreidemarktordnung vom November
19853 hatte die Kommission die Preisrunde 1986/87 bereits eingeleitet. Für die
übrigen Märkte liefen die dem Rat am 5. Februar zugeleiteten Preisvorschläge
der Kommission - mit Ausnahme der Mittelmeerprodukte Tabak, Hartweizen
und Olivenöl, für die Preissenkungen von 4,5% bis 5% vorgeschlagen wurden -
auf eine Nullrunde hinaus. Die Kommission begründete ihre Vorschläge u. a.
mit der Reaktion auf das ,Grünbuch'. Sie hätten erkennen lassen, daß drastische
Maßnahmen zur Einschränkung der Überschußproduktion für viele Erzeuger
nur schwer erträglich gewesen wären4.
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Ein besonderes Gewicht maß die Kommission in ihren Vorschlägen dem Ab-
bau der Lagerbestände bei. Zu diesem Zweck sollte der zusätzliche Absatz von
Butter und Rindfleisch durch Sonderaktionen beim Export (höhere Erstattun-
gen) gefördert werden.

Das Europäische Parlament hatte sich in den vorangegangenen Jahren wider-
sprüchlich zur Agrarpolitik geäußert, dabei in der Regel die Kommissionsvor-
schläge zur Preispolitik abgelehnt und statt dessen die Festsetzung der Marktord-
nungspreise auf einem höheren Niveau, als von der Kommission vorgeschlagen,
gefordert. Diesmal aber nahm das Europäische Parlament die Vorschläge der
Kommission für die Agrarpreise des Wirtschaftsjahres 1986/87 am 17. April an.

Zu einer Einigung im Ministerrat kam es erst am 25. April, nachdem - ähnlich
wie in der Vergangenheit - die für eine Reihe von Produkten am 31. März abge-
laufenen Wirtschaftsjahre verlängert worden waren. Der mit qualifizierter Mehr-
heit gegen die Stimme der Bundesrepublik Deutschland zustandegekommene
Beschluß folgte in fast allen Punkten den Kommissionsvorschlägen. Unter Be-
rücksichtigung der Maßnahmen auf dem Getreidemarkt entsprachen die Preis-
beschlüsse nach den Berechnungen der Kommission im Durchschnitt aller Länd-
er und aller Erzeugnisse einer Senkung um 0,3% in ECU, in Landeswährung je-
doch einer Steigerung von 2,2%, da gleichzeitig ein Abbau negativer Währungs-
ausgleichsbeträge beschlossen wurde.

Im Mittelpunkt der Preisbeschlüsse standen Maßnahmen auf dem Getreide-
markt. Wie von der Kommission in ihrem Memorandum vorgeschlagen, wurde
eine Mitverantwortungsabgabe von 3% beschlossen, die für Kleinerzeuger bis zu
einer Verkaufsmenge von 25 t durch eine Erstattung kompensiert wird. Die In-
terventionspreise wurden um 5% gesenkt. Für Backweizen trat der bisherige In-
terventionspreis an die Stelle des Referenzpreises, der um 5% über dem Inter-
ventionspreis gelegen hatte. Die Qualitätsnormen für Getreide, das der Interven-
tion angedient wird, wurden angehoben. Bei Nichterreichen der Qualitätsnor-
men erfolgen Abschläge, Getreide, das nicht einer bestimmten Mindestnorm
entspricht, wird nicht übernommen5.

Auf dem Milchmarkt beschloß der Ministerrat außer einer Senkung des Inter-
ventionspreises für Butter, die durch eine entsprechende Erhöhung des Interven-
tionspreises für Magermilchpulver kompensiert wird, eine Verringerung der
Milchquoten um 2% im Wirtschaftsjahr 1987/88 und um ein weiteres Prozent im
Wirtschaftsjahr 1988/89. Zur Erleichterung dieser Quotenreduzierung wurde ab
1. 5. 1986 eine Gemeinschaftsregelung zum freiwilligen Rückkauf eingeführt.
Die Mitgliedstaaten wurden ermächtigt Landwirten, die sich zur Aufgabe der
Milchproduktion bereit erklärten, sieben Jahre lang einen Ausgleich bis zu 4
ECU (9,64 DM) je 100 kg Referenzmenge zu Lasten des EAGFL zu gewähren.
Sofern die Quotenreduzierung auf freiwilliger Basis nicht gelingt, sind die Mit-
gliedstaaten verpflichtet, sie durch andere Maßnahmen herbeizuführen6.

Der Ministerrat beschloß weiterhin, zur Entlastung der Läger bis zu 270 000 t
Butter und 200 000 t Rindfleisch im Rahmen von Sonderaktionen abzugeben.
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Agrimonetäre Maßnahmen

Die Neufestsetzung der Wechselkurse im Europäischen Währungssystem vom
6. 4. 1986 hatte zunächst keine Auswirkungen auf die Höhe der Marktordnungs-
preise. Entsprechend der 1984 eingeführten Regelung7 wurden nur Änderungen
der Währungsausgleichsbeträge im negativen Bereich zugelassen, indem der auf
die Leitkurse anzuwendende Korrekturfaktor dem Ausmaß der größten verein-
barten Leitkursaufwertung, im vorliegenden Fall um 4,68% (entsprechend der
DM-Aufwertung gegenüber ihrem ECU-Leitkurs), angehoben wurde8. Für alle
Länder mit Ausnahme der Bundesrepublik und der Niederlande (deren Wäh-
rung ebenso wie die der Bundesrepublik aufgewertet wurde) hatte dies eine ent-
sprechende Erhöhung negativer Währungsausgleichsbeträge bzw. deren Neuein-
führung zur Folge, soweit die Freimarge von 1,5% überschritten wurde. Frank-
reich wollte jedoch für Schweinefleisch sowie für Geflügelfleisch und Eier die
Wiedereinführung negativer Währungsausgleichsbeträge unter allen Umständen
verhindern. Es konnte durchsetzen, daß für die betreffenden Erzeugnisse die
Anwendung des im Anschluß an die Währungsanpassung vom 6. April geschaffe-
nen Teils zunächst bis zum 1. Juni ausgesetzt wurde.

Nach Verlängerung der Teilsuspendierung um einen Monat wurde die Berech-
nung des Währungsausgleichs für Schweinefleisch vom 1. Juli an im Prinzip wied-
er auf das bis Ende 1984 geltende Berechnungsschema umgestellt, d. h. die Be-
rechnung des Währungsausgleichs für Schweinefleisch orientiert sich wieder an
dem Grundpreis, jedoch nicht in Höhe von 70%, sondern nur noch in Höhe von
35%. Durch eine zeitlich vorgezogene und selektive Abwertung des grünen Kur-
ses für Schweinefleisch konnte Frankreich für dieses Produkt den eigenen Wäh-
rungsausgleich vermeiden.

Im übrigen wurden die sich aus den Währungsbeschlüssen vom 6. April erge-
benden negativen Währungsausgleichsbeträge bei der Neufestsetzung der Agrar-
preise weitgehend wieder abgebaut. Insgesamt kam es während des Jahres 1986
zu einer Wiederannäherung der ,Grünen Kurse', die jedoch mit Preiserhöhun-
gen in den Schwachwährungsländern erkauft wurde.

Die Auswirkungen der Abwertung des irischen Pfundes vom 4. 8. 1986 und
der damit verbundenen Aufwertungen aller übrigen Währungen wurden bezüg-
lich der Agrarmarktordnungen durch Anpassung des Berichtigungsfaktors und
durch neue negative Währungsausgleichsbeträge für Irland aufgefangen. Dem
irischen Antrag auf Abwertung des Grünen Pfundes wurde mit Wirkung vom 22.
September stattgegeben10.

Agrars t rukturpol i t ik
Aufbauend auf den in ihrem ,Grünbuch' entwickelten Vorstellungen leitete die
Kommission dem Rat am 21. April eine Reihe von Vorschlägen zur Änderung
der gemeinsamen Agrarstrukturpolitik zu. Im Mittelpunkt stand die Einführung
einer Vorruhestandsregelung für Haupterwerbslandwirte mit einem Alter von
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mehr als 55 Jahren, die sich verpflichten sollten, entweder ihr Land mindestens 5
Jahre nicht mehr zu bewirtschaften, zu außerlandwirtschaftlichen Zwecken zu
nutzen oder aufzuforsten, oder ihren Betrieb an einen jungen (jünger als 40 Jah-
re) Erben ersten Grades zur hauptberuflichen Bewirtschaftung zu übertragen.
Zu der für höchstens 10 Jahre oder bis zum 70. Lebensjahr gewährten Vorruhe-
standsvergütung sollte für stillgelegte Flächen eine Prämie hinzukommen. Für
den EAGFL war eine Beteiligung von 25%, in den benachteiligten Gebieten
Griechenlands, Irlands und Italiens sowie in den französischen Übersee-Departe-
ments und in Portugal von 50% vorgesehen11.

Soweit sich die Vorschläge der Kommission auf die Gewährung eines vorzeiti-
gen Altersgeldes in Verbindung mit einer Flächenprämie unter der Vorausset-
zung einer Nichtnutzung der landwirtschaftlichen Fläche beziehen, weisen sie ei-
ne starke Ähnlichkeit mit dem vom deutschen Landwirtschaftsminister vorge-
schlagenen ,Sozialen Marktentlastungsprogramm' auf. Die Gewährung eines
vorgezogenen Altersgeldes bei der Übergabe des Betriebes an einen Verwandten
ersten Grades stellt jedoch ausschließlich eine Maßnahme der Mobilitätsförde-
rung dar, von der keinerlei dämpfender Einfluß auf die Produktionsentwicklung
zu erwarten ist. Die wenig glückliche Verbindung beider Aspekte in einem Maß-
nahmenpaket hatte zur Folge, daß sich der Ministerrat bislang nicht darüber eini-
gen konnte, obwohl mit dem Beschluß über die gemeinsamen Agrarpreise auch
der Grundsatzbeschluß verbunden war, vor dem 1. 8. 1986 eine Entscheidung
über die sozio-strukturellen Maßnahmen zu treffen.

Eine zweite Komponente der sozio-strukturellen Vorschläge der Kommission
bezieht sich auf eine verstärkte Förderung von Junglandwirten. Zuzüglich zu der
bereits im Vorjahr im Rahmen der Effizienzverordnung beschlossenen Förde-
rung12 sollten sie eine Beihilfe von 100 ECU/ha (223 DM/ha) erhalten, wenn sie
sich für mindestens 5 Jahre verpflichten, die Erzeugung entsprechend dem Be-
darf qualitativ zu verbessern oder umzustellen und weniger intensive Wirtschafts-
weisen einzuführen. Die Beteiligung des EAGFL sollte in diesem Fall derjenigen
bei der Vorruhestandsregelung entsprechen13.

Zur Verbesserung der Förderung in benachteiligten Gebieten schlug die Kom-
mission vor, in sehr stark benachteiligten Gebieten den Höchstsatz für die Aus-
gleichszulage auf 120 ECU anzuheben und die Ausgleichszulage auf andere Pro-
duktionszweige als die Viehhaltung mit Ausnahme von Weizen, Obst und Wein-
pflanzungen, Intensivkulturen und Zuckerrüben auszudehnen. Für Landwirte,
die sich zur Umorientierung ihrer Erzeugung entsprechend dem Marktbedarf
verpflichten (ausgenommen diejenigen, die bereits von der Junglandwirteförde-
rung Gebrauch machen), sollte der zuschußfähige Höchstsatz um bis zu 50% an-
gehoben werden. Im Falle einer Aufforstung landwirtschaftlich genutzter Böden
sollte sich die Gewährung der Ausgleichszulage auf 20 Jahre verlängern. Gene-
rell sollte der zuschußfähige Höchstbetrag der Ausgleichszulage auf 3000 ECU
(6700 DM) je Arbeitseinheit festgesetzt werden. Als Höchstsatz der Gemein-
schaftsbeteiligung sah die Kommission in Griechenland, Irland, Italien, Portugal
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und den französischen Überseedepartements 50%, in den übrigen Mitgliedstaa-
ten 25% vor14.

Landwirte in Gebieten mit gefährdeter Umwelt, die sich zur Durchführung
von Maßnahmen des Umweltschutzes und der Landschaftspflege verpflichten
und keinen Anspruch auf die Ausgleichszulage haben, sollten nach den Vorstel-
lungen der Kommission eine jährliche Extraprämie von 100 ECU/ha (223 DM/
ha) erhalten, wenn sie sich verpflichteten, mindestens fünf Jahre lang umwelt-
und naturgerechte Wirtschaftsweisen anzuwenden oder besondere Regeln zur
Extensivierung der Erzeugung im Hinblick auf den Schutz der Umwelt und der
natürlichen Lebensgrundlagen einzuhalten. An dieser Maßnahme sollte sich die
Gemeinschaft in allen Staaten mit einem Satz von 25% beteiligen15. Nachdem die
Effizienzverordnung von 1985 für die Mitgliedstaaten die Ermächtigung gebracht
hatte, nationale Beihilfen an Landwirte zu zahlen, die sich verpflichten, eine der
Erhaltung oder Verbesserung der Umwelt dienende Bewirtschaftung durchzu-
führen, ging die Kommission einen Schritt weiter, indem sie nunmehr eine Betei-
ligung der Gemeinschaft an einer solchen Förderung vorschlug.

Infolge der divergierenden Auffassungen über die von der Kommission vorge-
schlagene Vorruhestandsregelung kam es für das Gesamtpaket der sozio-struktu-
rellen Maßnahmen zu keiner Einigung. Unabhängig davon hat der Ministerrat
jedoch am 27. 5. 1986 die Ausdehnung der benachteiligten landwirtschaftlichen
Gebiete' in der Bundesrepublik Deutschland auf 6 Mio. ha (51%) gebilligt und
das Verzeichnis der benachteiligten Gebiete in Spanien und Portugal genehmigt.
Mit der Ausweitung der Ausgleichszulage und der damit im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes"
bereitgestellten Mittel von 108 Mio. DM (1984) über 370 Mio. DM (1985) auf 578
Mio. DM (1986) versucht die Bundesrepublik, den von der restriktiven Preispoli-
tik der Gemeinschaft ausgehenden Druck auf die landwirtschaftlichen Einkom-
men wenigstens teilweise aufzufangen.

Finanzierung
Auch 1986 setzte sich der Anstieg der Marktordnungskosten fort. Sie lagen mit
22,2 Mrd. ECU um 12% über dem Vorjahresniveau. Nach wie vor entfällt der
höchste Anteil der Marktordnungskosten (28,1%) auf die Milchmarktordnung.
Die Tendenz, daß ein immer größerer Anteil dieser Marktordnungskosten auf
Interventionen entfällt, setzt sich fort. Ihr Anteil an den Kosten dieser Marktor-
ganisation erreichte fast 56%. An zweiter Stelle unter den Kosten der gemeinsa-
men Marktordnungen stand mit 14,8% der Getreidemarkt, an dritter Stelle mit
12,4% der Rindfleischmarkt16.

Krisenmanagement auf dem Milchmarkt
Zu einer geradezu dramatischen Entwicklung kam es 1986 auf dem Milchmarkt.
Sie kam für viele unerwartet, glaubte man doch, diesen Markt durch die 1984 ein-
geführte Quotenregelung im Griff zu haben. Hatte es 1985 noch so ausgesehen,
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als ob dies mehr oder weniger der Fall sei, so ließ das Jahr 1986 einige entschei-
dende Konstruktionsfehler dieser Regelung zutage treten.

Hatte zunächst noch die Absicht bestanden, daß Milcherzeuger oder Molkerei-
en bei Überschreitung ihrer Quote eine Abgabe zugunsten eines von der Ge-
meinschaft verwalteten Fonds für Maßnahmen zur Regulierung des Milchmarkt-
es zahlen müssen, so wurde dies dahingehend geändert, daß den Mitgliedstaaten
für die beiden ersten Jahre zugestanden wurde, einen überregionalen Ausgleich
herbeizuführen. Praktisch lief dies darauf hinaus, daß Zahlungen an die Gemein-
schaft nur bei Überschreitung der nationalen Quoten fällig wurden, mit der Kon-
sequenz, daß die nationalen Quoten voll ausgeschöpft wurden. Eine gewisse
Aufweichung ergab sich darüber hinaus aus der später eingeführten Möglichkeit,
nicht ausgenutzte Direktvermarktungsquoten auf die Molkereianlieferungen an-
zurechnen. Es zeigte sich, daß in einigen Ländern offensichtlich überhöhte Di-
rektvermarktungsquoten ausgegeben worden waren.

Lag auf diese Weise schon die Summe der ausgegebenen Quoten in einer ge-
fährlichen Höhe über dem Verbrauch (115%), so wurde die Situation noch da-
durch verschärft, daß die Quoten für die Molkereianlieferungen mehr und mehr
überschritten wurden. Im Juni 1986 betrug der Überschreitungssatz 2,5%, im
Durchschnitt des zweiten Quartals des Milchwirtschafts Jahres 1986/87 0,9%.
Diese Überschreitung ist auf die Anwendung der Formel B (Molkereiquoten) zu-
rückzuführen, bei der den Molkereien lediglich auferlegt ist, die Abgabe, die sie
für die Überschreitung ihrer Quote zu leisten haben, auf die Produzenten zurück-
zuwälzen, die dafür verantwortlich sind. Sofern Milchproduzenten innerhalb des
Einzugsgebietes einer Molkerei ihre Produktion einschränken oder aufgeben,
können andere automatisch diesen Spielraum ausnutzen. Dies kann dazu führen,
daß die Abgabe auf Überlieferungen bis zu 20% des Richtpreises absinkt, womit
für die überliefernden Betriebe der nach Abzug der Abgabe verbleibende Preis
über den Grenzkosten der Produktion liegt.

Die Ausweitung der Quoten durch Anrechnung nicht ausgenutzter Direktver-
marktungsquoten in Verbindung mit der steigenden Tendenz zur Quotenüber-
schreitung wurde auf der Absatzseite durch rückläufige Exporte verschärft. So
stand einer Jahresproduktion (einschließlich Direktvermarktung) von 103,7 Mio.
t nur ein Inlandsverbrauch von 85 Mio. t und ein Nettoexport von 12 Mio. t ge-
genüber. Die Differenz von 6,7 Mio. t war auch mit Erstattungen nicht am Welt-
markt unterzubringen. Darauf ist es zurückzuführen, daß allein in den ersten
acht Monaten des Jahres 1986 550 0001 Magermilchpulver in die Intervention ge-
liefert wurden, fünfmal so viel wie im Jahr zuvor. Bei Butter betrugen die Liefe-
rungen in die Intervention in den ersten acht Monaten 400 000 t.

Diese bedrohliche Entwicklung zwang Kommission und Ministerrat zum Han-
deln. In eigener Kompetenz hob die Kommission die bisherige Regelung auf,
nach der eine Erhöhung des Fettgehaltes in der Milch innerhalb gewisser Gren-
zen nicht wie eine Mehranlieferung behandelt wurde. Weiterhin beschloß sie ei-
ne Verdoppelung der Übernahmefristen bei der Intervention von Butter und Ma-
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germilchpulver auf 120 Tage. Zusammen mit diesen Maßnahmen legte die Kom-
mission dem Ministerrat im September 1986 Vorschläge für eine Quotenkürzung
um etwa 7% vor.

Diese Vorschläge stießen vor allem in der Bundesrepublik auf heftige Ableh-
nung. Dies ist verständlich, da die weitgehend auf deutsche Initiative zurückge-
hende Quotenregelung von den Landwirten mitgetragen worden war in der Hoff-
nung, daß damit wieder Spielraum für eine aktive Preispolitik geschaffen würde.
Ersatzlose Quotenkürzungen oder Preissenkungen innerhalb der Quoten wurden
von den deutschen Landwirten als Vertrauensbruch empfunden und waren somit
auch für den Bundeslandwirtschaftsminister nicht akzeptabel. Er brachte daher
seinerseits den Vorschlag in die Diskussion, einen Teil der Quoten vorüberge-
hend stillzulegen und den Landwirten dafür einen Ausgleich von 0,30 DM/kg zu
zahlen. Da die Verwertung überschüssiger Milch Kosten von etwa 0,70 DM/kg
erforderte, war dieser Vorschlag mit Einsparungen für den Haushalt der Ge-
meinschaft verbunden.

Nach langen, kontroversen Auseinandersetzungen einigte sich der Ministerrat
am 16. Dezember 1986 auf ein Maßnahmenpaket, das weitgehend den deutschen
Vorstellungen entsprach. Danach soll die bereits im April beschlossene Vermin-
derung der Referenzmenge um 2% 1987/88 und um weitere 1% 1988/89 mit einer
von 4 auf 6 ECU (von 9,64 auf 14,64 DM) je 100 kg Referenzmenge erhöhten
jährlichen Erstattung für einen Zeitraum von sieben Jahren durchgeführt wer-
den. Darüber hinaus soll mit Wirkung vom 1.4. 1987 eine Produktionsverringe-
rung um 4% durch eine bis zum Ende der Quotenregelung (1989/90) befristete li-
neare Aussetzung der Quoten, verbunden mit einem Ausgleich von 10 ECU
(24,10 DM) je 100 kg, erreicht werden. Diesen Ausgleich können die Mitglied-
staaten für das nächste Wirtschaftsjahr nach eigenem Ermessen auf 12,5 ECU
(30,13 DM) je 100 kg erhöhen. Für das Wirtschaftsjahr 1988/89 soll eine weitere
obligatorische Quotenkürzung von 1,5% gegen die Gewährung eines Ausgleichs
in gleicher Höhe erfolgen17. Entgegen den ursprünglichen Kommissionsplänen
beschloß der Ministerrat, sowohl den regionalen Saldenausgleich von Über- und
Unterlieferungen als auch die Molkereiquoten beizubehalten, jedoch künftig den
einzelnen Erzeugern für ihre Überlieferungen die volle Superabgabe abzuverlan-
gen. Für die einzelbetriebliche Quotenvariante wurde die Abgabe von bisher
75% auf 100% des Richtpreises angehoben.

Die Kommission erwartet von diesen Verschärfungen eine weitere Verminde-
rung der Milchanlieferungen um 1%. Außerdem beschloß der Ministerrat, die
Intervention von Magermilchpulver während des Zeitraumes vom 1. September
bis zum 28. Februar auszusetzen. Darüber hinaus wurde im Grundsatz beschlos-
sen, anhand von noch zu erarbeitenden Kriterien die bestehenden Interventions-
regelungen für Butter und Magermilchpulver während des verbleibenden Zeit-
raums so zu ändern bzw. durch Alternativmaßnahmen zu ersetzen, daß das Volu-
men der Interventionskäufe reduziert und gleichzeitig die Marktstabilität gesi-
chert werden kann18. Eine Konkretisierung dieses Beschlusses erfolgte am
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4. 3. 1987. Es ist zu vermuten, daß aufgrund der gelockerten Interventionsbedin-
gungen der Milchpreis nicht mehr voll durch die Intervention abgesichert ist und
sich damit auch auf dem Milchmarkt das auf anderen Märkten mehr und mehr zu
beobachtende Phänomen einer zunehmenden Lücke zwischen den tatsächlichen
Marktpreisen und den im Rahmen der Marktordnungen beschlossenen Richt-
oder Orientierungspreisen einstellen wird.

Änderungen für den Rindfleischsektor

Im Zusammenhang mit seinen Beschlüssen für den Milchmarkt einigte sich der
Ministerrat auf Maßnahmen für den Rindfleischsektor, die aber keine grundle-
gende Reform der entsprechenden Marktordnung darstellen, sondern eher den
Charakter einer Übergangsregelung tragen. Nach diesen Ratsbeschlüssen wird
bis zum 31. 12. 1988 die obligatorische Intervention beibehalten, allerdings mit
wesentlich reduziertem Preisniveau. Die Intervention soll erfolgen, wenn der ge-
meinschaftliche Durchschnittspreis weniger als 91% des Interventionspreises be-
trägt und der nationale Durchschnittspreis unter einem Niveau von 87% liegt.
Für die zur Intervention gelangende Ware ist der Ankaufspreis künftig der ge-
wichtete Durchschnittspreis in den Mitgliedstaaten oder Gebieten, in denen In-
terventionskäufe erfolgen, erhöht um 2,5% des Interventionspreises19.

Zusammen mit dem verminderten Preisniveau für die Intervention wurde die
Gewährung einer Beihilfe an Rindfleischerzeuger aus Gemeinschaftsmitteln be-
schlossen. Sie beträgt 25 ECU (59,50 DM) je Tier und wird für die ersten männ-
lichen Rinder eines Bestandes, die bis zu neun Monate im Betrieb gehalten wer-
den, einmal während ihres Lebens gezahlt. Ausgenommen sind solche Mitglied-
staaten, die schon bisher eine Kälberprämie oder variable Schlachtprämien ge-
währten. Dies ist in Italien, Griechenland und Irland der Fall. Für alle Mitglied-
staaten wurde eine Anhebung des EAGFL-Zuschusses für Mutterkuh-Prämien
von bisher 15 ECU (36 DM) auf 25 ECU (59,50 DM) je Tier beschlossen20.

Handelskonflikt mit den Vereinigten Staaten

Seit dem 1. 3. 1986 werden die in der Akte über den Beitritt Spaniens und Portu-
gals vorgesehenen Übergangsregelungen im Agrarbereich angewandt. Der Über-
gang hätte sich fast unbemerkt vollzogen, wenn er nicht zu einer Auseinanderset-
zung mit den Vereinigten Staaten geführt hätte. Bereits im März 1986 beklagte
sich deren Regierung darüber, daß die amerikanische Landwirtschaft durch den
Beitritt Spaniens und Portugals Exporte von Getreide und Ölsaaten im Wert von
1 Mrd. Dollar verlieren würde, und forderte unter Androhung von Retorsions-
maßnahmen Kompensationen. Der Vorschlag der Gemeinschaft, auf der Grund-
lage von Artikel 26, Abs. 6 des GATT globale Verhandlungen über die Anpas-
sung von Konzessionen im Rahmen der Ausdehnung einer Zollunion zu führen,
wurde von den Vereinigten Staaten als unzureichend abgelehnt.

In den daraufhin einsetzenden bilateralen Gesprächen wurden die amerikani-
schen Beschwerden präzisiert und Retorsionsmaßnahmen angekündigt. Haupt-
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kritikpunkt war die Tatsache, daß die Vereinigten Staaten in den letzten Jahren
etwa 2,5 Mio. t Mais und Sorghum nach Spanien lieferten. Diese Lieferungen,
die bisher im Rahmen von GATT-Konzessionen erfolgten, unterliegen nunmehr
der Abschöpfungsregelung. Die USA kündigten an, im Gegenzug ihre Zölle auf
eine Reihe landwirtschaftlicher Produkte aus der Gemeinschaft, insbesondere
Fleischerzeugnisse, Weißwein, Cognac und Whisky anzuheben.

Weitere Punkte der Kritik bezogen sich auf Änderungen der Einfuhrregelun-
gen in Portugal, durch die für Soja und Getreide während der Übergangszeit eine
Quotenregelung eingeführt worden war, die bei Getreide der Gemeinschaft ei-
nen Lieferanteil von 15% vorbehielt. Auf diese Beschränkungen wollten die Ver-
einigten Staaten mit Zollerhöhungen und Importbeschränkungen für eine Reihe
ausgewählter Erzeugnisse reagieren. Die Retorsionsmaßnahmen sollten am 1.
Mai bzw. 1. Juli 1986 in Kraft treten21. Die Kommission kündigte für den Fall ei-
ner Verwirklichung der amerikanischen Drohungen Gegenmaßnahmen, insbe-
sondere Einfuhrerschwernisse für Maiskleberfutter und Soja an, obwohl gerade
gegen diese Maßnahmen von deutscher Seite Bedenken vorgetragen wurden, da
sie geeignet erschienen, den Konflikt zu verschärfen22. Im Falle Portugals hielt
die Kommission die Befürchtungen der USA für unbegründet, da die vorgesehe-
nen Mindestquoten über den bisherigen Lieferungen lagen23.

Nachdem zunächst noch alles auf eine Eskalierung des Konfliktes hindeutete,
kam es Anfang Juli zu einem Interimsabkommen. Die Gemeinschaft erklärte
sich bereit, den Vereinigten Staaten bis Ende 1986 monatliche Mindestlieferun-
gen auf den spanischen Markt in Höhe von 234 000 t Sorghum, Maiskleber, Zi-
truspellets und Brauereiabfälle zu garantieren. Die Kommission betonte, daß es
sich bei dieser Regelung um eine zeitlich befristete politische Einigung handele,
die kein Präjudiz für die Zukunft schaffe24.

Der Konflikt trat wieder in eine heiße Phase ein, als sich das Jahresende näher-
te. Der Handelsbeauftragte des Präsidenten, Clayton Yeutter, erklärte, der spa-
nische Beitritt koste die amerikanische Landwirtschaft Exportausfälle von jähr-
lich 400 bis 500 Mio. Dollar und es sei ihr nicht zuzumuten, dies ohne Kompensa-
tion hinzunehmen. Zum Jahreswechsel kündigte Präsident Reagan das Inkraft-
treten der US-Strafmaßnahmen für den 30. Januar an, falls es bis dahin nicht ge-
lungen sein sollte, eine Lösung des Konfliktes zu finden. Für überwiegend medi-
terrane Produkte mit einem Handelswert von 400-500 Mio. Dollar sollten die
Zölle auf bis zu 200% erhöht werden. Die Gemeinschaft kündigte ihrerseits die
Erhebung von Zöllen für Maiskleberfutter und Reis mit einem Einfuhrwert von
ebenfalls 400 Mio. Dollar an.

Kurz vor dem Inkrafttreten der angekündigten Maßnahmen gelang es erneut,
einen Kompromiß zu finden. Die Gemeinschaft erklärte sich bereit, vier Jahre
lang jährlich 2 Mio. t Mais und 0,3 Mio. t Sorghum zu ermäßigten Abschöpfun-
gen für den spanischen Markt zu importieren. Die Importzuschläge werden im
Ausschreibungsverfahren erteilt, an dem sich nicht nur die USA, sondern alle
Drittländer beteiligen können25.
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Der Konflikt um die Auswirkung der Erweiterung ist Teil eines grundsätzliche-
ren Konfliktes. Die Vereinigten Staaten fühlen sich durch die Exportpolitik der
EG zunehmend von ihren traditionellen Absatzmärkten verdrängt und reagier-
ten bereits darauf mit speziellen Programmen, die darauf abzielen, diese Märkte
zurückzugewinnen. Darüber hinaus sehen sie in den Präferenzabkommen zwi-
schen der EG und den Mittelmeerländern eine Beeinträchtigung ihrer Export-
möglichkeiten. Die als Druckmittel dagegen eingesetzte Erhöhung der Einfuhr-
zölle auf EG-Teigwaren und daraufhin von der EG ausgelösten Gegenmaßnah-
men (,Spaghetti-Krieg') wurden durch einen im Juni 1986 getroffenen Kompro-
miß zurückgenommen, ohne daß es bisher zu einer endgültigen Lösung des zu-
grundeliegenden Problems gekommen wäre.

Fischereipolitik

Wie bereits im Vorjahr berichtet26, war es noch Ende 1985 zu einer Einigung für
1986 über die Gesamtfangmenge im EG-Meer und ihre Aufteilung auf die 12
Mitgliedstaaten sowie über Regelungen für die Fischerei vor Norwegen, Schwe-
den und den Färöern gekommen. Dabei hatte vor allem die deutsche Seite auf ei-
ne Kürzung der Gesamtfangmengen für Scholle und Seezunge in der Nordsee ge-
drängt, die im Interesse der Bestandserhaltung als notwendig angesehen wurde.
In einer Erklärung sprach sich der Rat dafür aus, zur Sicherung des bedrohten
Bestandes, wissenschaftlichen Empfehlungen folgend, weitere Schritte zu unter-
nehmen.

Am 25. Juni erließ der Rat eine Änderung seiner Verordnung vom
20. 12. 1985 zur Festsetzung der zulässigen Gesamtfangmengen und zur Auftei-
lung der Fangquoten auf die Mitgliedstaaten für die Bestände in den Gewässern
des Skagerrak und des Kattegat. Dabei wurde die Gesamtfangquote für Hering
bis zum 31. 7. 1986 um 12 0001 angehoben. Nachdem Beratungen mit Norwegen
und Schweden über die zulässige Gesamtfangmenge in diesen Gewässern ergeb-
nislos geblieben waren, setzte der Rat am 23. Juli in einer weiteren Änderungs-
verordnung den Anteil der Gemeinschaft am Heringsfang für das gesamte Jahr
1986 einseitig auf 63 915 t fest und teilte diese Quote auf die Mitgliedstaaten auf.

Verhandlungen über die Verlängerung von Fischereiabkommen wurden mit
Senegal, Gambia, Guninea sowie Guinea-Bissau geführt und teilweise zum Ab-
schluß gebracht. Ein mit Madagaskar bereits 1984 paraphiertes Abkommen trat
am 21. Mai in Kraft28.

Am 4. Dezember einigte sich der Ministerrat auf ein neues Strukturprogramm
für die Fischerei. Das für zehn Jahre geltende Programm, mit dem das bisherige,
Ende 1986 ausgelaufene Drei-Jahres-Programm abgelöst wurde, sieht für die er-
sten fünf Jahre Mittel in Höhe von 800 Mio. ECU (1,9 Mrd. DM) vor. Der größ-
te Teil der Mittel ist für die Erneuerung der Fischereiflotte durch Modernisierung
und Neubau von Schiffen bestimmt, eine Maßnahme, die auch bisher gefördert
wurde. Fortgesetzt wird auch die Kapazitätsanpassung der Fischereiflotte durch
die endgültige oder befristete Stillegung von Schiffen. Weiter gefördert werden
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ferner die Aquakultur und die Versuchsfischerei, bei der neue Fanggebiete und
bislang wenig genutzte Fischarten erforscht werden.

Als neue Maßnahme kam die Förderung der Ausrüstung von Fischereihäfen
hinzu. Die Kooperation zwischen Fischereiunternehmen aus EG-Ländern mit
Unternehmen aus Drittländern wird ohne die bisherigen regionalen Beschrän-
kungen gefördert. Ferner werden bei spezifischen Maßnahmen zum Ausgleich
sektoraler und regionaler Schwierigkeiten Hilfen gewährt, und die Absatzförde-
rung wird unterstützt.

Ausblick

Auch 1986 ist der Ministerrat harten Grundsatzentscheidungen im Bereich der
Agrarpolitik ausgewichen. Daß der bestehende Überhang an Lagerbeständen,
die zu normalen Bedingungen nicht abgesetzt werden können, durch eine Son-
deraktion mit zusätzlichen finanziellen Mitteln abgebaut werden muß und daß
ein weiteres Anwachsen der Produktion über die Entwicklung des Inlandsver-
brauchs und eine normale Entwicklung der Exporte hinaus verhindert werden
muß, wird allgemein anerkannt, aber die dazu notwendigen Maßnahmen werden
nur zögernd ergriffen. Noch nicht einmal zu einer Förderung der Flächenstille-
gung in Verbindung mit einem vorgezogenen Altersruhegeld - durch die das Pro-
blem sicher nicht gelöst worden wäre, die dazu aber einen kleinen Beitrag hätten
leisten können - hat sich der Ministerrat durchringen können.

Je länger notwendige Korrekturen hinausgezögert werden, um so unausweich-
licher wird sich eines Tages die Frage stellen, ob nicht drastische Preissenkungen
mit einer Preisgabe der Landwirtschaft in weiten Teilen der Gemeinschaft oder
eine Ausdehnung der Kontingentierung auf die wichtigsten Produkte die einzi-
gen Maßnahmen sind, durch die ein weiteres Anwachsen der Überschüsse ver-
hindert werden kann. Beides hätte einen sehr hohen Preis.
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